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Die fiskalische
Belastung zukünf-
tiger Generationen ±
eine Analyse mit
Hilfe des Gener-
ational Accounting

Deutschland steht ± wie die meisten

anderen Industriestaaten ± vor gravie-

renden demographisch bedingten Pro-

blemen. Der aufgrund niedriger Ge-

burtenraten und steigender Lebenser-

wartung wachsende Anteil der älteren

Jahrgänge an der Gesamtbevölkerung

führt bei gegebenem Leistungsrecht

zu stark expandierenden Aufwendun-

gen in der gesetzlichen Alterssiche-

rung und in anderen Bereichen der

öffentlichen Daseinsvorsorge, deren Fi-

nanzierung die Leistungsfähigkeit der

jeweils erwerbstätigen Generationen

zu überfordern droht. Diese ungünsti-

gen Perspektiven finden sowohl im

akademischen Bereich als auch in der

Politik ± vor allem im Hinblick auf

alternative Finanzierungsverfahren der

Alterslasten ± groûe Aufmerksamkeit.

Langfristige Aspekte werden allerdings

in der Regel nur für Teilbereiche der

öffentlichen Finanzen untersucht und

sind nicht eingebettet in eine umfas-

sende Analyse der Finanzentwicklung

des Staates. Im folgenden soll mit dem

Generational Accounting eine Metho-

de vorgestellt und auf die Verhältnisse

in Deutschland angewendet werden,

die ± trotz aller noch bestehenden

Unzulänglichkeiten im einzelnen ± ge-

eignet erscheint, in der Gesamtanalyse

der öffentlichen Haushalte auch die

langfristigen Perspektiven besser zu

berücksichtigen.
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Das Konzept des Generational

Accounting

Üblicherweise wird bei der Beurteilung des fi-

nanzpolitischen Kurses eines Landes auf den

Finanzierungssaldo in seinen verschiedenen

analytischen Ausprägungen sowie ± ergän-

zend ± auf den Schuldenstand des Staates ab-

gestellt. Belastungen, die sich für die öffent-

lichen Finanzen (einschlieûlich der Sozialver-

sicherungen) in der Zukunft abzeichnen und

von finanz- und sozialpolitischen Entschei-

dungen teilweise selbst verursacht werden,

sowie langfristige Umverteilungswirkungen

zwischen den Generationen können auf diese

Weise aber nicht erfaût werden. Sie können

auch bei ausgeglichenem Budget eintreten,

weil zukünftige Zahlungsverpflichtungen des

Staates kaum in die üblichen Budgetkonzepte

einbezogen sind. Würde zum Beispiel eine

Ausweitung von Leistungen aus dem um-

lagefinanzierten Rentenversicherungssystem

durch eine Anhebung der Beitragssätze finan-

ziert, so würde das gesamtstaatliche Finanzie-

rungsdefizit nicht zunehmen, obwohl damit

eine Belastungsverschiebung von den gegen-

wärtigen zu den künftigen Generationen ver-

bunden ist. Die bereits im Ruhestand befind-

lichen Generationen gelangten nämlich in

den Genuû der Leistungsausweitung, würden

aber an deren Finanzierung nicht mehr betei-

ligt. Der Schuldenstand des Staates ist als

Meûgröûe der tatsächlichen langfristigen Be-

lastungen ebenfalls nur bedingt geeignet,

weil er lediglich explizite, verbriefte Schulden,

nicht aber implizite Verbindlichkeiten ± wie

etwa zukünftige Ansprüche an die gesetz-

liche Alterssicherung ± umfaût.

Um diesen Mängeln der herkömmlichen

finanzpolitischen Analyse abzuhelfen, wurde

in diesem Jahrzehnt das Konzept des Gener-

ational Accounting entwickelt.1) Als Grund-

lage des Konzepts dient die Zuordnung der

Abgaben an den Staat einerseits und der

staatlichen Leistungen andererseits auf die

einzelnen Altersjahrgänge der Bevölkerung.

Diese Aufteilung wird mit Hilfe der sogenann-

ten Generationenkonten (Generational Ac-

counts) vorgenommen, die zunächst für je-

den noch lebenden Geburtsjahrgang ge-

trennt nach Geschlecht berechnet werden. In

diesen Konten werden ± soweit individuell zu-

rechenbar ± einerseits die Steuern und Bei-

träge, andererseits die Transferleistungen des

Staates verbucht, und zwar als Barwert aller

über die restliche Lebenszeit zu erwartenden

Zahlungen. Dabei wird davon ausgegangen,

daû das Abgaben- und Leistungssystem des

Basisjahres für alle am Ende dieses Jahres be-

reits geborenen Personen auch in Zukunft

beibehalten wird. Dazu werden die sich im

Basisjahr ergebenden altersspezifischen Pro-

Kopf-Beträge der einzelnen Abgaben- und

Transferarten in der Regel mit der Rate des

Produktivitätswachstums fortgeschrieben.

Als Saldo ergibt sich die fiskalische Nettobe-

lastung des ¹Kontoinhabersª in dessen rest-

licher Lebenszeit, die ± bezogen auf das künf-

1 Aus der bereits umfangreichen Literatur seien hier vor
allem erwähnt: Auerbach A. J., J. Gokhale und L. J. Kotli-
koff, Generational Accounts ± A Meaningful Alternative
to Deficit Accounting, Cambridge 1991; dies., Gener-
ational Accounting: A Meaningful Way to Evaluate Fiscal
Policy, Journal of Economic Perspectives, 8,1, S. 73±94,
1994; Boll, S., Intergenerative Verteilungseffekte öffent-
licher Haushalte ± Theoretische Konzepte und empiri-
scher Befund für die Bundesrepublik Deutschland, Dis-
kussionspapier 6/96, Volkswirtschaftliche Forschungs-
gruppe der Deutschen Bundesbank, August 1996.
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tige (ebenfalls mit dem Produktivitätswachs-

tum fortgeschriebene) Bruttoeinkommen ±

als ¹Lebenszeitsteuersatzª (bei dem die staat-

lichen Transfers bereits abgesetzt sind) inter-

pretiert werden kann. Zu beachten ist aller-

dings, daû in die Generationenkonten nur die

den einzelnen Altersjahrgängen zurechenba-

ren Einnahmen und Ausgaben des Staates

eingehen. Während dabei die zum gröûten

Teil aus Steuern und Sozialabgaben bestehen-

den Einnahmen weitgehend individualisiert

werden können, ist ein relativ groûer Teil der

Ausgaben (nämlich im wesentlichen der

Staatsverbrauch der Gebietskörperschaften)

kaum aufteilbar.2) Da auch diese Ausgaben

Nutzen stiften, stellt die erfaûte Netto-

belastung die Position des ¹Kontoinhabersª

gegenüber dem Staat zu ungünstig dar.

Die in den Generationenkonten ausgewiese-

nen Belastungsgröûen können für zwei Unter-

suchungsziele nutzbar gemacht werden. Sie

bieten zunächst Aufschlüsse darüber, inwie-

weit die einzelnen Altersklassen der gegen-

wärtig lebenden Generationen von der staat-

lichen Tätigkeit betroffen sind. Da allerdings

davon auszugehen ist, daû der von den nicht

zugerechneten Staatsausgaben ausgehende

Nutzen sich nicht gleichmäûig auf die Alters-

klassen verteilt, können die hier gewonnenen

Ergebnisse nur als grober Maûstab dienen.

Im Vordergrund des Generational Accounting

steht jedoch die Frage nach der fiskalischen

Belastung zukünftiger Generationen. Schreibt

man nämlich die Prognosen für die künftige

Bevölkerungsentwicklung und deren Zusam-

mensetzung nach Altersklassen in die ferne

Zukunft fort, können auch für noch nicht

lebende Generationen auf der Grundlage

des altersspezifischen Abgaben- und Trans-

fermusters des Basisjahres (abdiskontierte)

Nettobelastungen errechnet werden.3)

Diese Berechnungen unterliegen allerdings

einer wichtigen restringierenden Annahme:

Der Staat kann sich im Verlauf eines unendlich

langen Zeithorizonts zur Realisierung eines be-

stimmten Ausgabenpfades lediglich vorüber-

gehend ver- beziehungsweise entschulden, er

kann jedoch letztlich keine zusätzlichen Schul-

den eingehen oder Vermögen bilden. Dies

heiût, daû der Barwert aller zukünftigen Aus-

gaben dem Barwert aller zukünftigen Einnah-

men zuzüglich des Nettovermögensbestandes

im Basisjahr (der natürlich auch negativ sein

kann) entsprechen muû. Unter Beachtung

dieser ¹intertemporalen Budgetrestriktion des

Staatesª kann die Belastung lebender und

künftiger Generationen verglichen werden.

Dieser Vergleich basiert auf der Tatsache, daû

die Summe der auf den Generationenkonten

verbuchten Nettobelastungen, die umgekehrt

aus staatlicher Sicht die Nettoeinnahmen

(Bruttoabgaben minus Transfers) darstellen,

neben dem staatlichen Nettovermögen dazu

dienen muû, die nicht zugerechneten Ausga-

ben zu finanzieren. Werden nun von der auf

das Basisjahr abdiskontierten Gesamtsumme

2 Unter die nicht zugerechneten Staatsausgaben fallen
beispielsweise die Ausgaben für Verwaltung und Verteidi-
gung. Staatliche Investitionen werden dagegen nicht zu
dieser Kategorie gezählt. Hier wurde unterstellt, daû der
Barwert der mit ihnen verbundenen Ein- und Auszahlun-
gen für den Staat Null ist, das heiût aus staatlicher Sicht
der interne Zinsfuû der Diskontierungsrate entspricht; sie
werden somit überhaupt nicht berücksichtigt.
3 Um die sehr langfristigen Auswirkungen praktisch voll
zu erfassen, wurde hier ein Zeithorizont von 250 Jahren
gewählt.
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der nicht zugerechneten Ausgaben die Netto-

steuern der lebenden Generationen sowie

das staatliche Nettovermögen abgezogen,

so verbleibt als Restgröûe der Teil der staat-

lichen Zahlungsverpflichtungen, der zukünf-

tig finanziert werden muû.4)

Konkret kann der Belastungsvergleich an-

hand zweier Indikatoren durchgeführt wer-

den. Zum einen wird davon ausgegangen,

daû diese Restgröûe als Belastung in die Ge-

nerationenkonten der noch nicht lebenden

Generationen eingeht und deren Lebenszeit-

steuersatz entsprechend erhöht. Die unter-

schiedliche Belastung der lebenden und zu-

künftigen Generationen kann dann ermittelt

werden, indem der Lebenszeitsteuersatz der

zukünftigen auf den der lebenden Generatio-

nen bezogen wird.5) Ist diese Relation gröûer

als eins, signalisiert dies eine Lastenverschie-

bung zuungunsten der künftig geborenen

Generationen.

Anstelle der Annahme, daû erst alle nach

dem Basisjahr geborenen Generationen durch

entsprechend vergröûerte Nettozahlungen an

den Staat die Einhaltung der intertemporalen

Budgetrestriktion sicherstellen, kann auch un-

tersucht werden, welche Lücke sich zwischen

dem Barwert der staatlichen Ausgaben und

den zu ihrer Deckung zur Verfügung stehen-

den Einnahmen und Vermögen öffnet, wenn

die Bedingungen des Basisjahres auch für alle

zukünftigen Generationen beibehalten wer-

den. In diesem Fall erfolgt der rechnerische

Ausgleich der intertemporalen Budgetrestrik-

tion nicht mehr über eine ¾nderung der Net-

tobelastung der zukünftigen Generationen,

sondern über eine Restgröûe, die als ¹Tragfä-

higkeitslückeª bezeichnet werden kann. Sie

läût sich interpretieren als Barwert aller

zukünftig vom Staat vorzunehmenden Ein-

sparungen beziehungsweise Einnahmener-

höhungen, die notwendig sind, um von der

Finanzpolitik des Basisjahres zu einer Politik

überzugehen, die unter den gesetzten

Annahmen ohne weitere ¾nderungen die

Budgetrestriktion erfüllt.

Grenzen des Generational Accounting

Angesichts des weiten Zeithorizonts und der

Unzulänglichkeit der zu verarbeitenden Daten

sind stark vereinfachende Annahmen erforder-

lich, die sich auch auf das Verhalten der wirt-

schaftlichen Akteure erstrecken. Bei der Inter-

pretation der empirischen Ergebnisse ist es zur

Vermeidung von Fehlschlüssen von entschei-

dender Bedeutung, die zugrunde liegenden

Annahmen und die konzeptionellen Grenzen

des Generational Accounting zu beachten.

Vor allem ist darauf hinzuweisen, daû das Ge-

nerational Accounting kein Prognoseinstru-

ment ist, mit dem ein möglichst realistisches

Abbild der langfristigen fiskalischen Entwick-

lung gewonnen werden könnte. Das Konzept

zielt vielmehr darauf ab, einen Beurteilungs-

maûstab für die Ausrichtung der gegenwärti-

gen Finanzpolitik zu gewinnen, und zwar

4 Je höher die Nettosteuerzahlungen der lebenden Gene-
rationen ausfallen, desto geringer ist die Summe der
nicht zugerechneten Ausgaben, die auf die Zukunft über-
tragen werden muû.
5 Allerdings werden nicht alle gegenwärtigen Generatio-
nen in die Rechnung einbezogen, sondern nur die letzte
vollständige, also im Basisjahr geborene Generation, weil
nur diese die gesamte, altersspezifisch aufgeteilte Netto-
belastung ¹der Gegenwartª repräsentiert.
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unter Einbeziehung langfristiger Auswirkun-

gen dieser Politik. Mit Ausnahme der Be-

völkerungsprojektion werden nur Status-quo-

Bedingungen verwendet, so daû ein Eindruck

vom Zusammenspiel der im Basisjahr gel-

tenden finanzpolitischen Bedingungen und

der demographischen Entwicklung vermittelt

wird. Die Ergebnisse geben damit einen Hin-

weis auf das Ausmaû der vorzunehmenden

Anpassungen, ohne jedoch deren Art oder

Zeitpunkt näher spezifizieren zu können.

Ein wichtiger ökonomischer Einwand gegen

das Konzept besteht darin, daû gesamtwirt-

schaftliche Rückwirkungen vernachlässigt

werden. Vor allem wirken sich die zur Schlie-

ûung der Tragfähigkeitslücke erforderliche

Anhebung der Lebenszeitsteuerlast und die

dadurch ausgelösten Verhaltensänderungen

auf das Wirtschaftswachstum aus, so daû

nicht von einem gleichbleibenden Produktivi-

tätswachstum und einem konstanten Diskon-

tierungssatz ausgegangen werden kann. Hier

ist ein Ansatzpunkt für weiterführende um-

fassendere Modellanalysen gegeben.

Intergenerative Belastungsrechnungen basie-

ren auf der Vorstellung, daû den wirtschaft-

lichen Akteuren ihre Einkommenssituation

während der restlichen Lebensjahre zumin-

dest annähernd bekannt ist und sie ihr wirt-

schaftliches Verhalten an diesem verbleiben-

den Lebenseinkommen ausrichten. Damit

wird sowohl ein mehr an die sehr kurzfristige

Einkommenssituation angepaûtes Verhalten

als auch eine sehr langfristige Sichtweise, die

über Vererbungen auch die Wohlfahrt nach-

folgender Generationen mit einbezieht, aus-

geschlossen. Vor allem die Berücksichtigung

von Vererbungsmotiven hätte erheblichen

Einfluû auf die Interpretierbarkeit der Bela-

stungsrechnungen.

Zu beachten ist darüber hinaus, daû für die

einzelnen Steuer- und Transferarten zumeist

sehr einfache Inzidenzannahmen getroffen

werden. Üblicherweise wird unterstellt, daû

keine Überwälzung stattfindet, Steuern und

Beiträge also tatsächlich diejenigen belasten,

die sie bezahlen, und von Transfers diejenigen

profitieren, die sie empfangen. Damit wird

ignoriert, daû staatliche Eingriffe sich oft

nicht nur bei den wirtschaftlichen Akteuren

niederschlagen, bei denen sie ansetzen, son-

dern sich in empirisch schwer bestimmbarer

Weise auch auf deren Umfeld übertragen.

Im Hinblick auf die Interpretation der Ergeb-

nisse ist weiterhin zu berücksichtigen, daû

der finanzpolitische Status quo zumindest

in der Grundversion intergenerativer Bela-

stungsrechnungen sehr eng definiert ist. Die

Annahme einer Beibehaltung der Finanz-

politik des Basisjahres bedeutet nämlich,

daû dem gegenwärtigen finanzpolitischen

System immanente automatische Verände-

rungen ebensowenig in die Berechnungen

eingehen wie bereits beschlossene, aber im

Basisjahr noch nicht wirksame ¾nderungen

der gesetzlichen Grundlagen. So wird bei-

spielsweise im Fall Deutschlands weder be-

rücksichtigt, daû nach derzeitiger Rechtslage

der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversi-

cherung angehoben wird, wenn die Schwan-

kungsreserve die Mindestgrenze von einer

Monatsausgabe zu unterschreiten droht,

noch daû bereits Beschränkungen beim vor-

zeitigen Renteneintritt beschlossen wurden.

Keine Einbezie-
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Die Ergebnisse des Generational Accounting

werden nicht zuletzt durch die Wahl des

Basisjahres bestimmt. Spielen hier Sonderein-

flüsse eine gröûere Rolle, so werden diese in

die Zukunft projiziert, was zu erheblichen

Verzerrungen führen kann. So war die Lage

der öffentlichen Finanzen im hier verwende-

ten Basisjahr 1996 durch die immer noch

hohen Belastungen infolge der Wiederver-

einigung und die schlechte Arbeitsmarkt- und

Konjunkturlage ungünstig. Dies zeigt sich bei-

spielsweise daran, daû das Defizit mit 3,5%

des BIP vergleichsweise hoch ausgefallen war.

Schlieûlich ist darauf hinzuweisen, daû vor al-

lem die alters- und geschlechtsspezifische Zu-

ordnung der staatlichen Transaktionen auf

eine umfangreiche Datengrundlage angewie-

sen ist, die für Deutschland zum gröûten Teil

nur stichprobenweise vorliegt und im übrigen

durch weitreichende Schätzungen ergänzt

werden muû.

Die mit Hilfe des Generational Accounting

gewonnenen Ergebnisse sind im Licht dieser

Einschränkungen mit Vorsicht zu interpretie-

ren und können nur als grobe Anhaltspunkte

für die intergenerativen Verteilungswirkun-

gen der Finanzpolitik angesehen werden.

Die intergenerativen Verteilungs-

wirkungen der öffentlichen Finanzen

in Deutschland

Datengrundlage der Berechnungen

Für die im folgenden vorgestellte Anwendung

des Generational Accounting auf die öffent-

lichen Finanzen in Deutschland im Basisjahr

1996 wurden neben Daten aus dem Staats-

konto der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-

nungen und Statistiken der Sozialversiche-

rungsträger vor allem die seit kurzem verfüg-

baren Ergebnisse der Einkommens- und Ver-

brauchsstichprobe 1993 des Statistischen Bun-

desamtes sowie der neuesten Version des vom

Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung,

Berlin, betreuten Sozio-ökonomischen Panels

verwendet.6) Zur Fortschreibung der ermittel-

ten altersspezifischen Pro-Kopf-Beträge der

einzelnen Steuer- und Transferarten wurden in

der Grundversion als gesamtwirtschaftliche

Parameter ein Produktivitätswachstum in Höhe

von 2% und ein Diskontierungsfaktor von 4%

unterstellt. Diese Werte entsprechen in etwa

den durchschnittlichen Gröûen der letzten

Jahrzehnte für die Wachstumsrate der realen

Pro-Kopf-Einkommen beziehungsweise für den

langfristigen Realzins in Deutschland. Daneben

wurden Rechnungen mit alternativen Annah-

men durchgeführt. Die demographische Ent-

wicklung ist bis zum Jahr 2040 der achten

koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung

des Statistischen Bundesamtes (mittlere Va-

riante) entnommen. Die weitere Entwicklung

wurde so modelliert, daû sich die Bevölkerung

in Deutschland für die Zeit nach dem Jahr

2100 bei rund 57 Millionen Personen stabili-

siert. Zur Bestimmung des staatlichen Vermö-

gensbestandes im Basisjahr wurden die finan-

6 Die Berechnung der Ergebnisse folgt im Grundsatz
der ± in der Reihe der Diskussionspapiere der Volkswirt-
schaftlichen Forschungsgruppe der Deutschen Bundes-
bank erschienenen ± Studie von Boll, S., a.a.O., die auf
das Basisjahr 1994 abgestellt war. Es wurden jedoch weit-
reichende methodische Umstellungen erforderlich. Ins-
besondere erfolgte keine getrennte Behandlung der
west- und ostdeutschen Daten mehr, so daû ein direkter
Vergleich der Ergebnisse nicht möglich ist.
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ziellen Forderungen und die Sachanlagen (zu

Wiederbeschaffungswerten) mit der Verschul-

dung saldiert.

Altersabhängige Belastungsprofile

Was zunächst die Belastung der einzelnen Al-

tersjahrgänge im Basisjahr betrifft, so weist

der Saldo zwischen den durchschnittlichen

Abgaben- und Transferzahlungen ein ausge-

prägt altersabhängiges Muster auf (vgl. ne-

benstehendes Schaubild). Die finanzielle Lage

der öffentlichen Haushalte wird somit stark

durch den steigenden Anteil älterer Personen

an der Gesamtbevölkerung beeinfluût. Kinder

und Jugendliche erhalten in einem nicht zu

vernachlässigenden Umfang Nettozahlungen

vom Staat, wobei insbesondere das Kinder-

geld stark ins Gewicht fällt. Mit dem Eintritt

in das Erwerbsleben werden die absoluten

Zahlungsprofile positiv, das heiût der Staat

wird zum Nettoempfänger. In den mittleren

Lebensjahren folgen die Steuer- und Beitrags-

zahlungen ebenso wie die Nettozahlungen

weitgehend der Veränderung des Einkom-

mens, wobei die jährliche Nettobelastung für

Männer deutlich höher liegt als für Frauen.

Die Transferzahlungen bleiben in dieser Peri-

ode ungefähr konstant. Um das sechzigste

Lebensjahr ergeben sich mit dem Eintritt in

die Ruhestandsphase wieder Nettozahlungen

des Staates. Männer erhalten jetzt zwar

höhere Nettotransfers als Frauen, aber der

Unterschied zwischen den Geschlechtern ist

nicht so ausgeprägt wie in der mittleren

Lebensphase, weil ein groûer Teil der ausge-

zahlten Transfers auch zum Zweck der Um-

verteilung eingesetzt wird und nicht dem

reinen ¾quivalenzprinzip folgt.

Aus dieser altersabhängigen Verteilung der

staatlichen Abgaben und Transferleistungen

errechnen sich die Generationenkonten

lebender Personen, indem ± wie erwähnt ±

für die einzelnen Altersjahrgänge die in ihrer

restlichen Lebenszeit zu erwartenden Zahlun-

gen auf das Basisjahr abdiskontiert werden

(vgl. hierzu im einzelnen die Tabelle auf

S. 24). Besonders aussagekräftig sind dabei

die Konten der im Basisjahr Geborenen, weil
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nur diese den vollen Umfang der staatlichen

Abgaben und Leistungen über die gesamte

Lebensspanne widerspiegeln.

Im Basisjahr geborene Männer haben staat-

liche Abgaben in Höhe von (abdiskontiert)

908 Tsd DM zu leisten, während ihnen

491 Tsd DM an Transfers zuflieûen; als Netto-

belastung, die zur Finanzierung der nicht zu-

gerechneten Ausgaben herangezogen wird,

verbleiben 417 Tsd DM. Bezogen auf das zu

erwartende Lebenseinkommen ergibt dies

einen Lebenszeitsteuersatz von 28%. Frauen

leisten Abgaben in Höhe von gut der Hälfte

der von Männern abgeführten Zahlungen, sie

erhalten aber Transfers in Höhe von 80%.

Ihre Nettobelastung ist somit deutlich gerin-

ger als die von Männern; ihr Lebenszeit-

steuersatz liegt bei 16%.

Auch die Zusammensetzung der ¹Soll- und

Habenbeträgeª auf den Generationenkonten

von 1996 Geborenen unterscheidet sich

deutlich. So fallen auf der Abgabenseite bei

den Männern die Sozialversicherungsbeiträge

weitaus am stärksten ins Gewicht, bei den

Frauen hat auch die Belastung mit indirekten

Steuern einen relativ groûen Anteil. Auf der

Transferseite stehen zwar sowohl bei Män-

nern als auch bei Frauen die Zahlungen der

staatlichen Alterssicherung an erster und die

Leistungen der Krankenversicherung an zwei-

ter Stelle, die Bedeutung beider Leistungs-

arten ist jedoch recht unterschiedlich. Auch

sind für Männer Zahlungen bei Arbeitslosig-

keit von gröûerer Bedeutung als für Frauen,

während bei letzteren die Sozialhilfe sowie

das Wohngeld relativ stärker ins Gewicht fal-

len (vgl. dazu das Schaubild auf S. 25). In den

Struktur der Generationenkonten

Tsd DM

Alter am
Jahresende
1996 1) Abgaben Transfers

Netto-
bela-
stung

Lebens-
zeit-
steuer-
satz 2)

%

Männer

0 908 491 417 28,2
5 948 488 460 .

10 996 490 506 .
15 1.062 498 564 .
20 1.096 507 590 .
25 1.026 487 540 .
30 916 477 439 .
35 811 482 330 .
40 682 487 195 .
45 546 504 42 .
50 404 535 ± 131 .
55 258 555 ± 297 .
60 158 558 ± 401 .
65 116 511 ± 395 .
70 91 427 ± 336 .
75 66 338 ± 272 .
80 50 294 ± 244 .
85 33 221 ± 188 .
90 und älter 8 65 ± 58 .

Zukünftige
Generationen . . 988 66,8

Frauen

0 482 393 89 16,2
5 511 397 114 .

10 544 403 141 .
15 587 412 175 .
20 612 422 190 .
25 595 418 176 .
30 560 412 148 .
35 509 400 109 .
40 457 415 43 .
45 396 425 ± 29 .
50 314 460 ± 146 .
55 223 469 ± 246 .
60 158 471 ± 313 .
65 121 440 ± 318 .
70 91 391 ± 300 .
75 65 313 ± 248 .
80 55 294 ± 239 .
85 37 207 ± 170 .
90 und älter 8 51 ± 44 .

Zukünftige
Generationen . . 211 38,3

1 Nur die Nettobelastung der im Jahr 1996 Geborenen
ist mit derjenigen zukünftiger Generationen vergleich-
bar. Ð 2 Aus der Division des Lebenszeitsteuersatzes
zukünftiger Generationen durch denjenigen von 1996
Geborenen ergibt sich eine Belastungsrelation in Höhe
von 2,37.

Deutsche Bundesbank
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beträchtlichen geschlechtsspezifischen Unter-

schieden spiegelt sich vor allem die im allge-

meinen ungünstigere finanzielle Situation der

Frauen wider, die auch auf die im Vergleich

zu den Männern geringere Erwerbsbeteili-

gung zurückzuführen ist und verstärkte staat-

liche Transferzahlungen sowie geringere Ab-

gaben zur Folge hat.

Belastungsverschiebungen zwischen

lebenden und künftigen Generationen

Was die intergenerative Verteilung als eigent-

liches Untersuchungsziel des Generational

Accounting betrifft, so bestätigen die Berech-

nungen die sich aus vielen Einzeluntersuchun-

gen ergebende Vermutung, daû vor allem die

demographischen Verschiebungen im Alters-

aufbau, aber auch die im Basiszeitraum be-

stehende ungünstige Lage des Staatshaus-

halts eine starke Mehrbelastung künftiger

Generationen zur Folge haben. Während

± wie erwähnt ± eine Belastungsrelation von

eins bedeuten würde, daû die gegenwärtige

Finanzpolitik beibehalten werden kann, ohne

Belastungen in die Zukunft zu verschieben,

ergibt sich für das Basisjahr 1996 ein Wert in

Höhe von 2,4. Dies bedeutet, daû unter den

getroffenen Annahmen zukünftige Genera-

tionen um 140 Prozent höhere Nettosteuer-

zahlungen an den Staat leisten müssen als

1996 Geborene.7) Der Lebenszeitsteuersatz

steigt auf 67% für Männer und 38% für

Frauen.

Frauen
Transfers insgesamt pro Person

393.000 DM 1)

Kinder- und
Erziehungsgeld

Sozialhilfe und
Wohngeld

Leistungen
der Arbeits-
losenver-
sicherung
und -hilfe

Leistungen der
Unfall- und der
Pflegeversicherung

Renten (einschl.
Pensionen)

Leistungen der
Krankenversicherung
(einschl. Beihilfen)

Männer
Transfers insgesamt pro Person

491.000 DM 1)

Kinder- und
Erziehungsgeld

Sozialhilfe und
Wohngeld

Leistungen
der Arbeits-
losenver-
sicherung
und -hilfe

Leistungen der
Unfall- und der
Pflegeversicherung

Renten (einschl.
Pensionen)

Leistungen der Krankenver-
sicherung (einschl. Beihilfen)

Transfers über die gesamte Lebenszeit an die im Jahr 1996 Geborenen

1 Barwert der mit der Produktivitätswachstumsrate fortgeschriebenen Transferzahlungen.

Deutsche Bundesbank

7 Dieser Wert ist für Männer und Frauen gleich, weil bei
der Berechnung der Nettobelastung zukünftiger Genera-
tionen unterstellt wurde, daû keine ¾nderungen im Hin-
blick auf die intragenerative Umverteilung zwischen den
Geschlechtern auftreten.

Drastische
Umverteilung
zu Lasten
zukünftiger
Generationen
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Eine maûvolle Mehrbelastung zukünftiger

Generationen könnte aus dem Blickwinkel

der Verteilungsgerechtigkeit mit dem Hinweis

auf deren höhere Lebensnettoeinkommen

gerechtfertigt werden. Höhere Nettosteuer-

zahlungen zukünftiger Generationen wären

demnach Folge eines intertemporal progressi-

ven Steuersystems, das dem Leistungsfähig-

keitsprinzip Rechnung trägt. Insofern könn-

ten die finanziellen Lasten der öffentlichen

Haushalte verstärkt auf zukünftige Generatio-

nen ¹vererbtª werden.

Allerdings trägt diese Argumentation nur

dann, wenn gewährleistet wäre, daû die in-

tertemporal stärkere Belastung auch in Zu-

kunft eine ± wenn auch verlangsamte ± Erhö-

hung der Lebensnettoeinkommen zuläût.

Geht man davon aus, daû die zur Einhaltung

der intertemporalen Budgetrestriktion erfor-

derlichen Mehrbelastungen von Anfang an

gleichmäûig auf alle künftigen Generationen

verteilt werden, könnte bei der sich ergeben-

den Anhebung des Lebenszeitsteuersatzes

für zukünftige Generationen auf ± wie er-

wähnt ± 67% für Männer beziehungsweise

38% für Frauen diese Bedingung jedoch

nicht eingehalten werden. Die Lebensnetto-

einkommen der nächsten Generationen wür-

den sogar zunächst erheblich zurückgehen

und erst für weit in der Zukunft liegende Ge-

burtsjahrgänge wieder das Niveau der im Jahr

1996 Geborenen erreichen (vgl. für den Fall

der Männer das Schaubild auf S. 27).

Anstatt eines einheitlichen Lebenszeitsteuer-

satzes für alle künftigen Generationen könnte

deshalb auch eine allmählich wachsende Bela-

stung unterstellt werden, die eine konstante

Zunahme des Lebensnettoeinkommens von

Geburtsjahrgang zu Geburtsjahrgang sicher-

stellt. Auch unter dieser Annahme ist jedoch

die Mehrbelastung der künftigen Generatio-

nen nicht verkraftbar, weil in diesem Fall der

jährliche Zuwachs der Lebensnettoeinkom-

men annähernd gleich Null wäre. Der aus

dem Produktivitätsfortschritt von 2% pro Jahr

resultierende Anstieg der Lebensbruttoein-

kommen würde durch einen steigenden Zu-

griff des Staates, der zum groûen Teil noch

der Finanzierung von Leistungen an die ge-

genwärtigen Generationen zuzuschreiben ist,

praktisch aufgezehrt. Dabei ist noch nicht

berücksichtigt, daû die mit der wachsen-

den Belastung wahrscheinlich einhergehen-

den Verhaltensänderungen die wirtschaftliche

Entwicklung nachhaltig beeinträchtigen wür-

den.

%

Lebenszeitsteuersätze 1) ...

... zukünftiger
    Generationen

... im Jahr 1996
    Geborener

Frauen Männer

Belastung von im Jahr 1996
Geborenen und zukünftigen
Generationen

1 Differenz zwischen den auf das Basisjahr
1996 abdiskontierten geleisteten Abgaben
und empfangenen Transfers über die ge-
samte Lebenszeit, bezogen auf den Bar-
wert der Lebenseinkommen.

Deutsche Bundesbank
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Auch die Berechnung der Tragfähigkeits-

lücke ± des zweiten eingangs erwähnten Indi-

kators ± zeigt, daû die fiskalischen Bedingun-

gen des Jahres 1996 angesichts der demogra-

phischen Entwicklung eine erhebliche Mehr-

belastung für die Zukunft implizieren. Danach

klaffte 1996 zwischen dem Barwert der

Einnahmen und Ausgaben des Staates eine

Lücke von 10 300 Mrd DM beziehungsweise

des 2,9fachen des Bruttoinlandsprodukts.

Rechnet man diesen Betrag in jährliche Raten

um, dann erfordert die Bedienung dieser öko-

nomischen Schuld jährlich und dauerhaft Ein-

sparungen oder Mehreinnahmen in Höhe von

6,3% des Bruttoinlandsprodukts (im Jahr

1996 wären dies rund 225 Mrd DM gewe-

sen).8) Beachtet werden muû jedoch, daû die-

ser Wert auch von der gewählten Diskontie-

rungsrate und dem unterstellten Produktivi-

tätswachstum abhängig ist, wenn auch die

dadurch verursachten Unterschiede nicht

allzu stark ins Gewicht fallen. Beträgt letzte-

res beispielsweise nur 1,5% anstatt 2,0%,

so sinkt der jährliche Konsolidierungsbedarf

von 6,3% auf 6,1% des Bruttoinlands-

produkts, weil die Wachstumsrate der Pro-

Kopf-Zahlungen entsprechend niedriger an-

gesetzt wird (vgl. im Hinblick auf verschie-

dene Annahmenkombinationen die Tabelle

auf S. 28).

Im Gegensatz zu den vorher dargestellten In-

dikatoren intergenerativer Verteilungswirkun-

gen wird hierbei angenommen, daû eine so-

fortige Konsolidierung vorgenommen wird,

die auch für die gegenwärtig lebenden Gene-

rationen mit einer Senkung der Lebensnetto-

einkommen verbunden ist. Mit jedem Jahr, in

dem der errechnete Beitrag zur Schuld-

begleichung nicht erbracht wird, steigt die

in Annuitäten umgerechnete Tragfähigkeits-

lücke weiter an. Auf diese Weise wird deut-

lich, daû ein Verschieben von Konsolidie-

Mio
DM

Geburtsjahr

Bei allmählich zunehmendem
Lebenszeitsteuersatz

Lebensnetto-
einkommen
(rechte Skala)

1996 05 15 25 35 45 2050

Bei zukünftig einheitlichem
Lebenszeitsteuersatz

Lebensnettoeinkommen
(rechte Skala)

Lebensnettoeinkommen
der ab dem Jahr 1996
geborenen Männer

Deutsche Bundesbank
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8 Bezogen auf die Verhältnisse des Jahres 1996 müûte
beispielsweise die Ausgabenquote von gut 50% auf
44% reduziert werden. 1989, also vor der Wiedervereini-
gung, hatte sie nach einer langanhaltenden Konsolidie-
rungsphase knapp 46% betragen; der Wert von 44%
wurde erstmals im Jahr 1974 überschritten.

Hohe Trag-
fähigkeitslücke
erfordert ...
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einnahmen in
Höhe von fast
6 1�2 % des BIP
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rungsbemühungen um so stärkere Anstren-

gungen in späteren Jahren erfordert.9)

Welche Auswirkungen bereits beschlossene,

aber 1996 noch nicht wirksame Politikände-

rungen auf die intergenerative Verteilung

haben beziehungsweise welche konkreten

Maûnahmen erforderlich wären, um eine

Mehrbelastung der zukünftigen Generationen

zu verhindern, soll im folgenden anhand aus-

gewählter Beispiele dargestellt werden. Dabei

ist nochmals zu betonen, daû intergenerative

Belastungsrechnungen weder Hinweise auf

das Ausmaû noch auf die Ausgestaltung einer

wünschenswerten Veränderung der intergene-

rativen Umverteilung liefern können. Hierfür

müûte nicht nur eine Norm für die gewünschte

Lastverteilung zwischen den Generationen

vorliegen, sondern es müûten auch die ge-

samtwirtschaftlichen Rückwirkungen der je-

weiligen Maûnahmen einbezogen werden.

Während in intergenerativen Belastungsrech-

nungen aufgrund der Verwendung von Netto-

zahlungen unterstellt wird, daû diesbezüglich

zwischen der Reduzierung von Ausgaben und

der Erhöhung von Einnahmen kein Unter-

schied besteht, dürften die tatsächlichen Aus-

wirkungen stark divergieren. So kann bei einer

Kürzung der Transfers im Alter, die bereits

frühzeitig angekündigt wird, davon ausgegan-

gen werden, daû sich die Sparanstrengungen

in jüngeren Lebensjahren vergröûern. Eine hö-

here Besteuerung könnte dagegen nicht nur

mit einer Verminderung der Ersparnis und der

Investitionen verbunden sein, sondern auch zu

Ausweichreaktionen (wie einer verstärkten Ab-

wanderung in die Schattenwirtschaft) führen.

Zunächst soll der Tatsache Rechnung getragen

werden, daû der Beitragssatz zur gesetzlichen

Rentenversicherung nicht auf dem Niveau von

1996 verharren wird, sondern bei dem gelten-

den Recht an die vor allem infolge der demo-

graphischen Entwicklung stark steigenden Aus-

gaben anzupassen ist. Unterstellt wird dabei,

daû der Beitragssatz entsprechend der unteren

Variante der Vorausschätzung der Prognos AG

(auf der Basis des 1992 geltenden Rechts) auf

28,5% im Jahr 2030 angehoben wird.10)

Auswirkungen alternativer Annahmen
über die wirtschaftliche Entwicklung
auf die intergenerative Belastungs-
verteilung

Diskontierungsfaktor in %Zunahme
der
Produktivität
in % 3 4 5

Intergenerative Belastungsrelation 1)

1,5 2,4 2,3 2,3
2,0 2,5 2,4 2,3
2,5 2,8 2,4 2,3

Jährlicher Konsolidierungsbedarf in %
des BIP

1,5 6,6 6,1 5,7
2,0 6,9 6,3 5,9
2,5 7,4 6,6 6,1

1 Lebenszeitsteuersatz zukünftiger Generationen in
Relation zu demjenigen von 1996 Geborenen.

Deutsche Bundesbank

9 Würde beispielsweise die Ausgabenquote ab 1997
schrittweise um jährlich einen Prozentpunkt reduziert,
wäre schlieûlich eine dauerhafte Kürzung um knapp sie-
ben Prozentpunkte erforderlich.
10 Vgl.: Prognos AG: Prognos-Gutachten 1995, Frank-
furt/Main 1995 (Hrsg.: Verband Deutscher Renten-
versicherungsträger). Das Gutachten basiert auf dem
Rentenrecht von 1992, berücksichtigt also nicht die im
laufenden Jahr beschlossenen Leistungsänderungen. Aus
Gründen der Vereinfachung wird in unseren Berechnun-
gen angenommen, daû der Beitragssatz von dem Niveau
des Jahres 1997 ausgehend linear auf 28,5% im Jahr
2030 ansteigt und anschlieûend konstant bleibt.

Quantitative
Auswirkungen
ausgewählter
Maûnahmen
auf die inter-
generative
Verteilung

Auswirkungen
steigender
Beitragssätze
zur gesetzlichen
Renten-
versicherung
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Gegenüber der Grundversion führt diese Va-

riante zu einer deutlichen Reduzierung des in-

tergenerativen Ungleichgewichts auf eine Be-

lastungsrelation von 1,7; die Mehrbelastung

künftiger Generationen verringert sich somit

um 50%. Der Entlastung zukünftiger Gene-

rationen stehen höhere Nettoabgaben der le-

benden Generationen gegenüber, wobei die

zusätzliche finanzielle Belastung um so höher

ausfällt, je jünger der Altersjahrgang ist. Der

Lebenszeitsteuersatz 1996 geborener Män-

ner (Frauen) steigt dementsprechend von

rund 28% (16%) auf 34 1�2 % (22 1�2 %).

Wollte man eine Gleichverteilung der Lasten

zwischen den im Basisjahr Geborenen und

zukünftigen Generationen durch Steuerer-

höhungen herbeiführen, so müûte die 1996

bestehende Steuerlast um 30% angehoben

werden, das heiût die Steuerquote müûte von

gut 23% des BIP auf 30% des BIP ansteigen.

Setzte man mit der Konsolidierung dagegen

bei speziellen Ausgaben an, so wäre beispiels-

weise eine Reduzierung der Aufwendungen

für die Alterssicherung (einschlieûlich der

Beamtenpensionen) um annähernd 40% er-

forderlich (vgl. im einzelnen die nebenste-

hende Tabelle). Diese Beispiele zeigen bereits,

daû eine Konsolidierung dieses Ausmaûes sich

nicht auf einzelne Maûnahmen beschränken

könnte, sondern breit gestreut sein müûte.

Fazit

Insgesamt gesehen wird mit Hilfe intergene-

rativer Belastungsrechnungen gegenüber den

herkömmlichen finanzpolitischen Indikatoren

ein zusätzlicher Informationsgewinn erzielt,

Auswirkungen möglicher
Konsolidierungsmaûnahmen auf
die Nettobelastung

Tsd DM

Alter am Jahres-
ende 1996

Netto-
bela-
stung im
Basisfall

Anpas-
sung der
Beiträge
zur Ren-
tenver-
siche-
rung

Senkung
der Lei-
stungen
der
Alters-
siche-
rung um
38% 1)

Erhö-
hung
der
Steuern
um
30% 1)

Männer

Differenz zum Basisfall
0 417 94 86 138

10 506 88 94 148
20 590 74 104 161
30 439 44 103 134
40 195 22 113 104
50 ± 131 7 137 69
60 ± 401 0 166 34
70 ± 336 0 126 21
80 ± 244 0 80 11
90 und älter ± 58 0 16 1
Zukünftige
Generationen 988 ± 130 ± 485 ± 433

Lebenszeit-
steuersatz (%):
1996 Geborene 28,2 34,5 34,0 37,5
Zukünftige
Generationen 66,8 58,0 34,0 37,5

Belastungs-
relation 2) 2,4 1,7 1,0 1,0

Frauen

Differenz zum Basisfall
0 89 35 59 93

10 141 34 67 103
20 190 29 77 114
30 148 19 85 106
40 43 10 94 90
50 ± 146 3 116 68
60 ± 313 0 134 38
70 ± 300 0 107 22
80 ± 239 0 73 13
90 und älter ± 44 0 12 2
Zukünftige
Generationen 211 ± 2 ± 64 ± 29

Lebenszeit-
steuersatz (%):
1996 Geborene 16,2 22,6 26,8 33,0
Zukünftige
Generationen 38,4 38,0 26,8 33,0

Belastungs-
relation 2) 2,4 1,7 1,0 1,0

1 Zum Ausgleich der Belastung zwischen lebenden und
zukünftigen Generationen erforderliches Ausmaû der
Leistungsänderungen. Ð 2 Lebenszeitsteuersatz zu-
künftiger Generationen in Relation zu demjenigen der
1996 Geborenen.
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da eine Projektion der finanzpolitischen Be-

dingungen in die Zukunft erfolgt. Darüber

hinaus kann auch ermittelt werden, wie

sich die intergenerative Belastungsverteilung

durch verschiedene finanzpolitische Maûnah-

men beeinflussen läût. Als Ergänzung des

analytischen Instrumentariums sind diese

Rechnungen daher sinnvoll, auch wenn die

Ergebnisse angesichts konzeptioneller Ein-

wände und erheblicher Erfassungs- und

Schätzprobleme mit Vorsicht zu interpretieren

sind. Sie dürfen insbesondere nicht als Ver-

such einer Prognose miûdeutet werden. Un-

geachtet aller Vorbehalte im einzelnen ver-

mitteln die hier vorgestellten intergenerativen

Belastungsrechnungen jedoch eine quantita-

tive Vorstellung von den Dimensionen der

Problematik in Deutschland.

Die Aussagekraft des Generational Account-

ing wird künftig noch erheblich zunehmen,

da mit fortlaufender Analyse vergleichbare Er-

gebnisse über mehrere Jahre hinweg zur Ver-

fügung stehen und somit beurteilt werden

kann, ob die Finanzpolitik einen Kurs steuert,

der geeignet ist, die künftigen Belastungen

abzubauen. Diese Tendenzaussagen sind

unter Berücksichtigung der Sondereinflüsse

des jeweiligen Basisjahres für die Analyse der

Finanzpolitik wichtiger als Berechnungen der

absoluten Höhe des Umverteilungsmaûes

oder der Tragfähigkeitslücke.

Die hier vorgenommenen Untersuchungen

zeigen unter den angeführten Vorbehalten

auf, daû die Beibehaltung der finanz- und

sozialpolitischen Bedingungen des Jahres

1996 zukünftigen Generationen erdrückende

Lasten aufbürden würde. Zwar sind bereits

einige Maûnahmen ergriffen worden, um

diese intergenerative Umverteilung zu redu-

zieren. So sind beispielsweise im Bereich

der Rentenversicherung Leistungseinschrän-

kungen vereinbart worden, die langfristig

erheblich zu Buch schlagen. Auch strebt

die Bundesregierung an, die Staatsquote bis

zum Jahr 2000 wieder auf den vor der

Wiedervereinigung geltenden Wert zurück-

zuführen.

Dennoch machen die gefundenen Ergebnisse

deutlich, daû weitere Konsolidierungsan-

strengungen nicht nur kurz- und mittelfristig,

sondern vor allem auch unter langfristigen

Aspekten dringend notwendig sind. Er-

schwerend kommt hinzu, daû Abgabenerhö-

hungen ausscheiden sollten, weil sie ange-

sichts des bereits jetzt überhöhten Niveaus

und aufgrund ihrer wachstumshemmenden

Wirkungen die gesamtwirtschaftlichen und

damit auch finanzpolitischen Probleme noch

vergröûern würden. Eine ¹Umfinanzierungª

bestimmter Leistungen, die bei isolierter Be-

trachtung einzelner Teilbereiche der öffent-

lichen Finanzen gerechtfertigt sein mag, kann

die öffentlichen Finanzen insgesamt gesehen

offensichtlich nicht entlasten. Geboten ist so-

mit eine nachhaltige Rückführung der Staats-

quote, wobei zu berücksichtigen ist, daû jede

Verzögerung die zukünftig notwendigen Ein-

schnitte nur noch vergröûert. Die aktuelle

Konsolidierung darf dabei angesichts der jetzt

schon bestehenden hohen Belastungen künf-

tiger Generationen nicht mit der Verschie-

bung von finanziellen Problemen in die Zu-

kunft verbunden sein.

Zunehmende
Aussagekraft
durch fort-
laufende
Anwendung

Erhebliche
Belastung
zukünftiger
Generatio-
nen ...

... verdeutlicht
dringenden
finanz-
politischen
Reformbedarf


